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Das deutsche Aktiengesetz wird im Jahr 
2025 sechzig Jahre alt. Das muss nicht, 
kann aber ein Anlass sein, sich mit einer 
gründlicheren Überprüfung zu befassen, 
ob die damals getroffenen Regelungen 
und die vielfältigen in der Zwischenzeit 
vorgenommenen Änderungen ihre Rege-
lungszwecke und die in sie gesetzten Er-
wartungen erfüllt haben und immer noch 
erfüllen. In den letzten 60 Jahren hat sich 
die Lebenswirklichkeit deutscher Aktien-
gesellschaften wesentlich verändert. Sie 
sind heute meist global tätig und stehen in 
Konkurrenz zu global agierenden Wettbe-
werbern. Themen wie Digitalisierung und 
Künstliche Intelligenz beeinflussen die 
Unternehmenspraxis und die Arbeit der 
Organe. Die technologischen Herausfor-
derungen für das jeweilige Geschäftsmo-
dell sowie dessen Dekarbonisierung zur 
Bekämpfung des menschengemachten 
Klimawandels erfordern erhebliche zu-
sätzliche Investitionen. 

Auch das typische Aktionariat der bör-
sennotierten Gesellschaften hat sich in 
den letzten 60 Jahren grundlegend geän-
dert. Die Deutschland AG gibt es nicht 
mehr. Aktien deutscher Unternehmen 
werden zu einem großen Teil von auslän-
dischen, überwiegend institutionellen In-
vestoren gehalten, die weltweit einheitli-
che Erwartungen an die Governance ihrer 
Portfoliounternehmen stellen. 

Auf dem Gebiet der Regelsetzung sind 
zusätzliche Akteure aufgetreten (insbeson-
dere der europäische Gesetzgeber, die Re-
gierungskommission DCGK, Bafin und 
ESMA, Börsen, Stimmrechtsberater, große 
institutionelle Investoren, Aktionärsver-
einigungen, internationale Organisatio-
nen sowie NGOs). Die ökonomische Ana-
lyse des Rechts und insbesondere der Wir-
kungsweise von gesetzgeberischen Instru -
menten sowie die Rechtsvergleichung 
liefern dem Gesetzgeber heute wertvolle 
neue Erkenntnisse. Zugleich haben sich 
Regelungstechniken verändert: Neben 
durch Sanktionen belegte Ge- und Verbote 
treten insbesondere Transparenzpflichten 
und Comply-or-explain-Konzepte. Die 

Grenzen zwischen öffentlichem Recht und 
Aktienrecht sind heute weniger klar als vor 
60 Jahren; das Aktienrecht wird zuneh-
mend für (gesellschafts-)politische Zwe-
cke in Anspruch genommen. Vom damali-
gen Gesetzgeber sicherlich nicht vorherge-
sehen worden sind auch die internationale 
Konkurrenz ausländischer Rechtsformen 
und der Wettbewerb der Rechtsordnun-
gen. Deutsche Gründer können heute das 
ihnen am geeignetsten erscheinende na-
tionale Aktienrecht frei wählen. 

Ein von der wissenschaftlichen Vereini-
gung für Unternehmens- und Gesellschafts-
recht (VGR) getragener, von den Autoren 
dieses Beitrags geleiteter Arbeitskreis von 
26 Expertinnen und Experten des Aktien-
rechts hat sich vor diesem Hintergrund die 
Frage gestellt, ob das geltende Aktiengesetz 
noch wettbewerbsfähig ist und wie es wei-
terentwickelt werden könnte. 
 Nicht zuletzt die dramatischen Folgen des 
Klimawandels und die Notwendigkeit 
einer Reduzierung der maßgeblich von 
Unternehmen getätigten Emissionen ha-
ben die Frage wiederbelebt, ob und in wel-
chem Umfang der Vorstand bei seinen 
Entscheidungen auch Gemeinwohlbelan-
ge berücksichtigen darf. Die Wahrung der 
natürliche Grundlagen betreffenden Ge- 
und Verbote ist eine Frage des öffentlichen 
Rechts und sollte von der Rechtsform un-
abhängig und ausreichend konkret sein. 
Für das Aktienrecht stellt sich die  Frage 
einer gesetzlichen Klarstellung, dass der 
Vorstand berechtigt und verpflichtet ist, 
bei unternehmerischen Entscheidungen 
Gemeinwohlbelange angemessen mitzu-
berücksichtigen, ohne dass dadurch das 
Ergebnis der Abwägung vorgegeben wird. 
Aufwendungen für Gemeinwohlbelange 
müssen sich dabei nach überwiegender 
Auffassung nicht zwingend finanziell loh-
nen. Angesichts der besorgniserregenden 
Erderwärmung und der sonstigen Um-
weltveränderungen erscheint bei einer ge-
setzlichen Regelung die ausdrückliche Er-
wähnung von Umweltbelangen empfeh-
lenswert. Erwägenswert erscheint auch, 
die im deutschen Aktienrecht schwach 

ausgeprägten Kompetenzen der Hauptver-
sammlung gerade in Fragen der Nachhal-
tigkeit zu stärken und ihr auf Verlangen 
einer qualifizierten Minderheit die Mög-
lichkeit zu geben, den Vorstand nicht bin-
dende Konsultativbeschlüsse zu fassen. 
Dies betrifft insbesondere die derzeit in-
tensiv diskutierten Say-on-Climate-Be-
schlüsse.

Empfohlen wird zudem ein deutlich 
größerer Gestaltungsspielraum der Grün-
der und Aktionäre bei der Ausgestaltung 
der Satzung und der Governance. Insbe-
sondere sollte bei der AG – ebenso wie bei 
der SE – ein monistisches System möglich 
sein, bei dem die Unternehmensleitung 
nicht aus den zwei Organen Vorstand und 
Aufsichtsrat, sondern aus einem einheitli-
chen Verwaltungsrat mit geschäftsführen-
den und nicht geschäftsführenden Direk-
toren besteht. Europa- und erst recht welt-
weit ist dies deutlich gebräuchlicher als 
das aktienrechtliche dualistische System. 
Darüber hinaus wird jedenfalls für kapital-
marktferne Gesellschaft ein höheres Maß 
an Satzungsfreiheit insbesondere für das 
Verhältnis der Aktionäre zueinander vor-
geschlagen, etwa durch die Vereinbarung 
von Vorerwerbsrechten und Vinkulie-
rungsklauseln, durch die generelle Zuläs-
sigkeit von stimmrechtslosen Aktien und 
Mehrstimmrechtsaktien, aber auch durch 
die Einräumung von Sonderrechten für 
einzelne Aktionäre. Auch Qualifikationen 
für Vorstands- und Aufsichtsratsämter 
könnten in der Satzung festgelegt werden. 

Beim Gläubigerschutz durch Kapital-
schutz sollte der – allerdings begrenzte – 
europarechtliche Gestaltungsspielraum 
vom deutschen Gesetzgeber stärker ausge-
schöpft werden. 

 Erhebliche gesetzgeberische Zuwen-
dung verdient der Aufsichtsrat, für dessen 
Tätigkeit sich die Anforderungen in den 
letzten sechs Jahrzehnten tiefgreifend ver-
ändert haben. Der Gegenstand der Über-
wachung ist wesentlich komplexer gewor-
den (Stichworte Globalisierung, Digitali-
sierung, Compliance, Lieferkette, CSR, 
Nachhaltigkeit und Klimaschutz). Zu-

gleich hat der Gesetzgeber dem Aufsichts-
rat immer mehr Aufgaben aufgebürdet et-
wa in Bezug auf die Auswahl und Kontrol-
le des Abschlussprüfers, die Vorstandsver-
gütung, die Entsprechenserklärung zum 
DCGK, die Kontrolle von Related Party 
Transactions, die Förderung der Ge-
schlechtergerechtigkeit sowie die Prüfung 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung und 
jüngst auch des neuen Ertragsteuerinfor-
mationsberichts. Größe, Ausstattung und 
Befugnisse des Aufsichtsrats sind dagegen 
in den letzten 60 Jahren unverändert ge-
blieben. Es erscheint deshalb geboten, das 
Recht des Aufsichtsrats umfassend auf den 
Prüfstand zu stellen mit dem Ziel, dem 
Aufsichtsrat wieder einen zeitgemäßen 
und verlässlichen Rechtsrahmen zu geben, 
der das Anforderungsprofil unter Berück-
sichtigung der geänderten Rahmenbedin-
gungen adäquat abbildet, Handlungsbe-
fugnisse des Aufsichtsrats präzisiert und 
Zweifelsfragen des geltenden Rechts be-
seitigt. Wenngleich für die rechtspolitisch 
geltend gemachten positiven Effekte der 
Mitbestimmung eine Drittelbeteiligung 
ausreichend erscheint, respektiert der 
Arbeitskreis die aktuelle gesetzliche und 
von einer Mehrzahl der politischen Partei-
en getragene Ausgangslage, wonach in 
großen Unternehmen eine paritätische 
Mitbestimmung (mit leichtem Überge-
wicht der Anteilseigner) gilt. Daher zielen 
die betreffenden Vorschläge des Arbeits-
kreises vor allem darauf ab, die paritäti-
sche Mitbestimmung effizienter zu gestal-
ten und für einvernehmlich vereinbarte 
Anpassungen zu öffnen. 

Der Arbeitskreis empfindet – mit vielen 
anderen – den Status quo der Publikums-
hauptversammlung in Deutschland als er-
nüchternd. Ein wesentlicher Reformvor-
schlag betrifft die Entlastung der Hauptver-
sammlung durch Nutzung des Vorfelds 
insbesondere für Fragen und Anträge von 
Aktionären. Mit einer Reform der Haupt-
versammlung ist eine Reform des im An-
satz verfehlten und in sich inkonsistenten 
Beschlussmängelrechts untrennbar verbun-
den, da die Praxis der Hauptversammlung 

maßgeblich von der Sorge um eine nach-
trägliche Kassation von Beschlüssen infol-
ge von Beschlussmängelklagen geprägt ist. 
Dadurch wird der sowohl von Investoren 
als auch den Unternehmen häufig ge-
wünschte offene Dialog auf der Hauptver-
sammlung im Keim erstickt. Weitgehend 
ausgearbeitete Konzepte zu einer ange-
messenen Reform des Beschlussmängel-
rechts liegen vor; zu verweisen ist insoweit 
insbesondere auf die Vorschläge der wirt-
schaftsrechtlichen Abteilung des 72. Deut-
schen Juristentags 2018. Weitere Vorschlä-
ge betreffen die Stärkung der Minderheits-
rechte von Aktionären.

Moderate Modifikationen sollten auch 
bei der in Deutschland sehr scharfen 
Organhaftung überlegt werden. Insbeson-
dere sollten bei leichter Fahrlässigkeit Be-
grenzungen ermöglicht werden, da eine 
unbeschränkte und damit möglicherweise 
existenzbedrohende Haftung nicht im 
Unternehmensinteresse liegende Absi-
cherungsstrategien, Zögerlichkeiten und 
Risikoscheue fördern kann. Das Recht des 
von der Hauptversammlung oder durch 
Gericht zur Anspruchsverfolgung einge-
setzten besonderen Vertreters, dessen 
Kompetenzen derzeit lediglich in einem 
Satz (§ 147 Abs. 2 S. 1 AktG) angedeutet 
sind, sollte grundlegend neu geregelt wer-
den. 

Das Recht der Unternehmensfinanzie-
rung wird den Bedürfnissen der Unter-
nehmenspraxis nach einem flexiblen und 
wettbewerbsfähigen Gestaltungsrahmen 
nicht mehr hinreichend gerecht. Daran 
ändern auch punktuelle Reformen wie 
jüngst durch das ZuFinG nichts. Kapital-
maßnahmen dauern zu lange und sind mit 
erheblichen Verzögerungs-, Bewertungs-, 
Anfechtungs- und damit Transaktionsrisi-
ken verbunden. Insbesondere die Bezah-
lung in Aktien bei Unternehmensakquisi-
tionen sollte erleichtert werden. Der der-
zeit durch den rechtlichen Rahmen 
faktisch auferlegte Zwang, derartige 
Transaktionen in bar durchzuführen, ist 
ein Grund für die seit Langem zu beob-
achtende Verdrängung deutscher Unter-

nehmen aus der Liste der weltweit wert-
vollsten Unternehmen. Eng mit einer Er-
weiterung der Möglichkeiten zur Unter-
nehmensfinanzierung zusammen hängen 
die ebenfalls reformbedürftigen aktien-
rechtlichen Bewertungsregeln.

 Auch im Konzernrecht wird Reformbe-
darf gesehen, der aber weniger die Aktien-
gesellschaft betrifft und besser rechts-
formübergreifend angegangen werden 
sollte. Für das Aktienrecht wird die Ein-
führung eines in England und vielen ande-
ren Ländern bekannten „Scheme of Ar-
rangement“ vorgeschlagen, bei dem bei 
einem Zusammenschluss auf Grundlage 
von Hauptversammlungsbeschlüssen bei-
der Gesellschaften mit jeweils qualifizier-
ter Mehrheit die Zusammenführung der 
Aktionariate bei Fortbestand beider Ge-
sellschaften ermöglicht wird.

Der Gesetzgeber sollte sich dem gerade 
für Aktiengesellschaften immer stärker 
werdenden internationalen Wettbewerb 
der Rechtsordnungen stellen und dafür 
Sorge tragen, dass er Unternehmern, 
Unternehmen und Investoren in Deutsch-
land optimale oder jedenfalls zufrieden-
stellende rechtliche Rahmenbedingungen 
zur Verfügung stellt. Das geltende Aktien-
recht ist an vielen Stellen optimierungsbe-
dürftig, aber auch optimierungsfähig. Mit 
der grundlegenden Reform des Personen-
gesellschaftsrechts haben Regierung und 
Gesetzgeber gezeigt, dass sie auch in Kri-
senzeiten, in denen das Gesellschaftsrecht 
verständlicherweise nicht im Fokus der 
Aufmerksamkeit steht, zu kraftvollen, 
durchdachten und den Rechtsrahmen 
spürbar verbessernden Reformen fähig 
sind. Es wäre zu begrüßen, wenn das Ak-
tiengesetz zu seinem 60. Geburtstag die 
gleiche Zuwendung erfahren würde.
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Das Aktienrecht an die Wirklichkeit anpassen 
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D
eutschland war maßgeblich 
an der Ausarbeitung des Rö-
mischen Statuts des Inter -
nationalen Strafgerichts-
hofs (IStGH) beteiligt und 

gilt als einer der größten Unterstützer des 
Gerichtshofs und der zivilisatorischen 
Idee einer weltweiten internationalen 
Strafgerichtsbarkeit. Am 4. Dezember 
2000 verabschiedete der Deutsche Bun-
destag einstimmig das Zustimmungsge-
setz zum Römischen Statut. Zwei Jahre 
später wurden dann erneut einstimmig so-
wohl das deutsche Völkerstrafgesetzbuch 
als auch das Gesetz über die Zusammen-
arbeit mit dem Internationalen Strafge-
richtshof durch den Bundestag gebilligt. 
Schließlich wurde am vergangenen Don-
nerstag eine umfassende Reform des deut-
schen Völkerstrafrechts beschlossen, im 
Rahmen derer insbesondere die funktio-
nelle Immunität bei völkerrechtlichen 
Verbrechen – in Umsetzung der Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs – aus-
geschlossen wurde. Mit all dem hat sich 
der demokratische Gesetz geber zu einem 
effektiven Völkerstrafrecht und zur 
Gleichheit vor dem Internationalen Straf-
gerichtshof bekannt. Zugleich ist Deutsch-
land damit seither zu einer Zusammen-
arbeit mit dem IStGH und zur Vollstre-
ckung etwaiger Haftbefehle des IStGH 
ohne Ansehen der Person verpflichtet.

Diese auf der Offenheit des Grundge-
setzes für das Völkerrecht basierende Ent-
scheidung soll nunmehr, würde man der 
von Matthias Friehe am 29. Mai in dieser 
Zeitung vertretenen Auffassung folgen, im 
Falle des Erlasses eines Haftbefehls des 
IStGH gegen den israelischen Premiermi-
nister Netanyahu und Verteidigungsminis-
ter Gallant nicht mehr gelten. Denn ers-
tens, so hieß es, sei der IStGH für Palästina 
nicht zuständig, und zweitens gelte es, die 
Immunität der beiden zu beachten. Beide 
Thesen entsprechen nicht dem heutigen 
Stand des Völkerrechts.

Bereits 2021 hat eine Vorverfahrens-
kammer des IStGH dessen Zuständigkeit 
für auf dem Gebiet von Palästina began-
gene Völkerrechtsverbrechen bejaht. Da-
bei war nicht die (umstrittene) Staatlich-
keit Palästinas nach allgemeinem Völker-
recht für die territoriale Zuständigkeit 
des Gerichtshofs ausschlaggebend, son-
dern die Auslegung des Begriffs des „Ver-
tragsstaats“ im Rahmen des Römischen 
Statuts. Selbst wenn man – wie zum Bei-
spiel die deutsche Bundesregierung – die-
se Entscheidung für nicht überzeugend 
hielte, bindet sie die Vertragsparteien. 
Denn nach Artikel 119 des Römischen 
Statuts obliegt es dem Gerichtshof, über 
seine Zuständigkeit und damit auch über 
die sich daraus ergebenden Koopera-
tionspflichten der Vertragsparteien ver-
bindlich zu entscheiden. Zudem haben 
bis auf Australien und Kanada alle Ver-
tragsparteien des Römischen Statuts, vor 
allem auch Deutschland, den Beitritt Pa-
lästinas zum Römischen Statut, dem be-
kanntlich nur Staaten beitreten können, 
unwidersprochen hingenommen. Diesel-
ben Vertragsstaaten haben zudem die ak-
tive Mitarbeit Palästina als Vertragspartei 
bis hin zur Wahl Palästinas in das Büro 
der Versammlung der Vertragsparteien 
und der Zahlung von Mitgliedsbeiträgen 
unterstützt. Nach alledem können keine 
vernünftigen Zweifel daran bestehen, 

deutlich. Denn der Bundesgesetzgeber 
hat durch die Einfügung des § 21 Ge-
richtsverfassungsgesetz zum Ausdruck 
ge bracht, dass Deutschland bei seiner Zu-
sammenarbeit mit dem IStGH dessen 
Einschätzungen zum Stand des Völker -
gewohnheitsrechts bei Immunitätsfragen 
maßgebliche Bedeutung zumessen soll. 

Aufgrund des Immunitätsausschlusses 
vor internationalen Straftribunalen wie 
dem IStGH handelt ein Vertragsstaat, der 
einen IStGH-Haftbefehl vollstreckt, nicht 
in Widerspruch zu seinen völkergewohn-
heitsrechtlichen Immunitätsverpflichtun-
gen, denn diese gelten gerade nicht gegen-
über dem IStGH und insoweit auch nicht 
im Verhältnis zu betroffenen Drittstaaten 
(seien sie Vertragsstaaten oder auch 
Nichtvertragsstaaten wie Russland und Is-
rael). Auch dies hat die IStGH-Berufungs-
kammer in ihrer Al-Bashir-Entscheidung 
im Rahmen der Anwendung von Art. 98 
Abs. 1 IStGH-Statut explizit anerkannt. 
Einer Überstellung von Premierminister 
Netanyahu nach Den Haag nach § 2 Abs. 1 
des Gesetzes über die Zusammenarbeit 
mit dem Internationalen Strafgerichtshof 
(IStGHG) stünde das Völkergewohnheits-
recht also im Falle des Erlasses eines Haft-
befehls nicht entgegen. Deshalb werden 
grundsätzlich auch alle (öffentlich ge-
machten) Haftbefehle des IStGH, auch 
diejenigen gegen Staatsangehörige von 
Nichtvertragsstaaten, an alle 124 Vertrags-
staaten übermittelt und diese um Vollstre-
ckung ersucht. Nur so ist es auch zu erklä-
ren, dass Präsident Putin im August 2023 
nicht am BRICS-Gipfel in Südafrika, wel-
ches wie Deutschland Vertragspartei des 
Römischen Statuts ist, teilnahm, eben weil 
er sich dem Risiko ausgesetzt hätte, dort 
festgenommen zu werden. Die südafrika-
nische Regierung erklärte in einem Ver-
fahren vor dem obersten Gericht von Pre-
toria, in dem die Pflicht zur Ausstellung 
eines Haftbefehls festgestellt werden soll-
te, dass sie das Ersuchen des IStGH um 
Ausstellung eines Haftbefehls gegen Putin 
bereits zur nationalen Implementierung 
an den südafrikanischen Generalstaatsan-
walt weitergeleitet habe.

Nach alldem wäre Deutschland völker-
rechtlich verpflichtet und nach deutschem 
Recht in der Lage, Personen festzunehmen, 
gegen die ein Haftbefehl des IStGH erlas-
sen wurde, sei es Präsident Putin oder in 
Zukunft womöglich einer der Hamas-An-
führer oder eben Ministerpräsident Neta-
nyahu oder Verteidigungsminister Gallant.

Die von Friehe in dieser Zeitung vertre-
tene Auffassung verkennt schließlich nicht 
nur den Stand des Völkerrechts, sie steht 
auch im Gegensatz zu dem hierzulande be-
sonders zu wahrenden Nürnberger Ver-
mächtnis sowie zur Aussage von Bundes-
justizminister Buschmann, dass Präsident 
Putin in Deutschland festgenommen und 
an den IStGH überstellt würde. Würde dies 
im Fall eines Haftbefehls gegen einen is-
raelischen Ministerpräsidenten nicht gel-
ten, würde sich Deutschland dem Vorwurf 
aussetzen, es messe mit zweierlei Maß und 
agiere sozusagen à la tête du client, je 
nachdem in welcher Nähebeziehung es zu 
dem Heimatstaat des Betroffenen steht.
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dass Palästina als ein Vertragsstaat des 
IStGH-Statuts gilt. Dies wiederum 
spricht dafür, dass der IStGH seine Zu-
ständigkeit gemäß Art. 12 des Statuts 
über alle auf dem Gebiet Palästinas 
(Westjordanland, Gaza und Ostjerusa-
lem) oder dessen Staatsangehörige be-
gangenen Völkerstraftaten ausüben darf.

Es ist also – bis zu einer gegenteiligen 
Entscheidung des IStGH – von dessen 
Zuständigkeit für etwaige auf dem Gebiet 
Palästinas begangene Taten auszugehen. 
Vor dem Hintergrund der zunehmenden 
Anerkennung des Staats Palästina durch 
bislang mehr als 140 Staaten sowie der 
erst jüngst erfolgten Erweiterung der 
Rechte Palästinas in den Vereinten Natio-
nen und der generellen Feststellung, dass 
Palästina die Voraussetzungen für eine 
Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen 
erfüllt, erscheint eine Änderung der 
Rechtsprechung durch den IStGH in die-
ser Frage wenig wahrscheinlich. Erst auf 
der Grundlage dieser Auslegung des Sta-
tuts ergibt sich übrigens – mittels des 
Grundsatzes aktiver Personalität – die 
Befugnis des Gerichtshofs, seine Zustän-
digkeit über die auf israelischem Staats-
gebiet begangenen völkerrechtlichen 
Ver brechen (palästinensischer) Angehö-
riger von Hamas auszuüben. 

Was die Frage der Immunität von Minis-
terpräsident Netanyahu angeht, ist die Be-
gründung der einstimmig getroffenen Ent-
scheidung der Berufungskammer des 
IStGH vom 6. Mai 2019 im Verfahren be-

nalen Gerichtshofs, dass persönliche Im-
munität von hochrangigen Regierungs-
mitgliedern völkerrechtlich kein Hinder-
nis für eine strafrechtliche Verfolgung 
durch „bestimmte internationale Strafge-
richte“, insbesondere auch durch den 
IStGH, darstellt. Bereits das Nürnberger 
Kriegsverbrechertribunal hatte in diesel-
be Richtung weisend festgestellt, dass 
derjenige, der gegen das Kriegsrecht ver-
stößt, bei Handlungen in staatlicher Ei -
genschaft keine Immunität vor zuständi-
gen internationalen Gerichten erlangen 
kann. Diesem Signal ist die nachfolgende 
Praxis völkerstrafrechtlicher Tribunale 
gefolgt. Denn diese sind immer wieder 
auch gegen amtierende oder ehemalige 
Staatsoberhäupter oder Regierungschefs 
tätig geworden, sei es das UN-Jugosla-
wientribunal im Falle von Slobodan Mi-
lošević, das Sondertribunal für Sierra 
Leone im Falle von Charles Taylor, das 
Kosovo-Tribunal im Fall von Hashim 
Thaçi oder eben der IStGH in den Ver-
fahren gegen Omar Al-Bashir und Vladi-
mir Putin. Nach alldem ist die in Art. 27 
des IStGH-Statuts ausdrücklich festge-
schriebene Nichtanerkennung von per-
sönlicher Immunität mittlerweile zu Völ-
kergewohnheitsrecht erstarkt. Damit ge-
nießt sie über Art. 25 GG in der 
deutschen Rechtsordnung den Rang vor 
einfachen (Bundes)Gesetzen. Speziell in 
diesem Zusammenhang zeigt sich die 
Völkerrechtsfreundlichkeit der deut-
schen Rechtsordnung übrigens besonders 

treffend die Nichtfestnahme des damals 
noch amtierenden sudanesischen Präsi-
denten Al-Bashir durch Jordanien von ent-
scheidender Bedeutung. Der IStGH stellte 
in diesem Urteil fest, dass Jordanien – wie 
Deutschland Vertragspartei des Römi-
schen Statuts – seine Verpflichtungen aus 
dem Statut verletzte, weil es den per 
IStGH-Haftbefehl gesuchten Al-Bashir auf 
seinem Hoheitsgebiet nicht festgenom-
men hatte. Bezüglich der persönlichen Im-
munität von Al Bashir kam die Berufungs-
kammer zu dem Schluss, dass diese vor 
einem internationalen Straftribunal gene-
rell nicht gilt. Hiernach kommt es nicht da-
rauf an, ob der Heimatstaat des Beschul-
digten an das Römische Statut gebunden 

ist oder nicht. So ist der Sudan bis heute 
ebenso wenig wie Israel Vertragsstaat; zu-
dem hatte er wie auch die USA, Israel und 
die Russische Föderation seine Absicht 
zum Beitritt widerrufen und damit die 
durch die vorherige Unterzeichnung des 
Status entstandene Loyalitätspflicht zuläs-
sigerweise entfallen lassen. Auch auf die 
Resolution des UN-Sicherheitsrats, die die 
Sudan-Situation an den IStGH überwiesen 
und Sudan zur Kooperation verpflichtet 
hat, kam es wegen dieser Alternativbe-
gründung insoweit nicht an. 

Die Rechtsprechung des IStGH steht 
im Einklang mit der bereits im Jahr 2002 
getroffenen Feststellung des – vom 
IStGH zu unterscheidenden – Internatio-
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